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Migration und Integration: Entwicklungen von 2019 – 2024   

Zahlen und Fakten zum SVR-Jahresgutachten 2024 

Empirische Migrationsverhältnisse  

Deutschland ist ein Einwanderungsland. 

In den letzten fünf Jahren gab es aus-

schließlich Migrationsgewinne. Schon seit 

den 1960er Jahren verzeichnet das Land 

fast durchgängig ein positives →Migrati-

onssaldo. Im Jahr 2022 lag es mit bis zu 

1,5 Millionen Menschen am höchsten, 

1975 überwogen die Abwanderungen die 

Zuzüge am deutlichsten mit einem Saldo 

von fast 224.000 Fortzügen. 

Fluchtzuwanderung 

Im letzten Jahrfünft hat sich der Bereich 

der Fluchtzuwanderung besonders dyna-

misch entwickelt. Die Antragszahlen im 

Bereich des individuellen Asyls liegen in 

der EU und Deutschland zwar deutlich un-

ter dem Hoch der Jahre 2015 und 2016; sie sind aber in den letzten Jahren wieder gestiegen. 2022 

wurden in Deutschland ca. 218.000 Asylerstanträge gestellt; das ist mehr als doppelt so viel wie 2020. 

Für 2023 zeigt sich ein weiterer Anstieg auf knapp 330.000 Anträge. Der Mehrheit der Antragstellenden 

wurde dabei ein Schutzstatus zugesprochen: 2022 stieg die →Anerkennungsquote auf weit über 50 

Prozent; 2023 ging sie dann wieder leicht zurück. Die sog. bereinigte Gesamtschutzquote betrug 2019 

knapp 60 Prozent und liegt seit 2022 bei etwa 70 Prozent. Bei den Hauptherkunftsländern von →Asyl-

suchenden zeigt sich einerseits eine gewisse Versteti-

gung: Über den gesamten Zeitraum 2015 bis 2022 

hinweg wurden Anträge vor allem von Personen aus 

Syrien, Afghanistan und dem Irak gestellt. Gerade in 

jüngerer Zeit sind aber Länder ins Zentrum gerückt, 

die früher als Herkunftsländer von Asylsuchenden 

keine oder wenig Bedeutung hatten. Zu den wichtigs-

ten Herkunftsländern im Zeitraum 2018 bis 2022 ge-

hörte beispielsweise Venezuela. Seit dem Angriff auf 

die Ukraine ist auch die innereuropäische Fluchtmig-

ration zu einer Realität geworden, und das in bisher 

ungekanntem Ausmaß.  

Über vier Millionen ukrainische Flüchtlinge haben seit Februar 2022 Schutz in der EU gefunden, mehr 

als ein Viertel von ihnen wurde in Deutschland aufgenommen. Sie mussten kein individuelles Asylver-

fahren durchlaufen, sondern erhielten einen kollektiven Schutzstatus. Im Verhältnis zur Einwohnerzahl 

hat die Tschechische Republik die meisten Personen aufgenommen, dann Bulgarien, Estland, Litauen 

Anmerkung: Da 2016 die Datenerfassung geändert wurde, sind die 
Werte ab 2016 mit denen der Vorjahre nur eingeschränkt vergleichbar.  

Quelle: Statistisches Bundesamt 2018; 2023g; Darstellung: SVR 

Zuzüge nach bzw. Fortzüge aus Deutschland seit 1950 
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 Asylerstanträge und Folgeanträge seit 1986 

Quelle: BAMF 2023a: 6; 2024: 6; Darstellung: SVR 
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und Polen (Deutschland: Platz 10). In Deutschland bestehen damit derzeit zwei Formen der Fluchtzu-

wanderung nebeneinander, die institutionell unterschiedlich eingebettet sind. Die Fluchtzuwanderung 

umfasst einerseits den Bereich des individuellen Asyls, der in den Jahren 2015 und 2016 im Zentrum 

stand seit 2022 wieder stark zugenommen hat (s. Abb. S. 1), andererseits die Flucht aus der Ukraine, 

die über eine Kollektivanerkennung institutionell bewältigt wurde. Die Summe dieser beiden Formen 

übersteigt die Fluchtzuwanderung von 2015/16 mittlerweile deutlich; das stellt besonders die Kommu-

nen vor erhebliche Herausforderungen.  

Arbeitsmigration 

Trotz deutlicher Wanderungsgewinne 

und klarem politischen Willen, zählt  

→Arbeitsmigration statistisch gesehen 

bislang nicht zu den wichtigsten Zuwan-

derungsgründen. Bei den Zuzügen von 

→Drittstaatsangehörigen werden die 

meisten →Aufenthaltstitel in den Katego-

rien →Familiennachzug und →Asylzu-

wanderung ausgestellt. Das Bild der Er-

werbsmigration bleibt jedoch unvollstän-

dig, wenn man nicht auch andere Formen 

von Migration berücksichtigt. Familien-

migration kann in vielen Fällen etwa auch 

Arbeitsmigration sein, ohne dass sie sta-

tistisch als solche registriert wird.  

Ähnlich verhält es sich im Fall der EU-Bin-

nenmigration: Unionsbürgerinnen und -

bürger genießen →Freizügigkeit, einen 

Grund für ihren Aufenthalt müssen sie 

nicht angeben. Es ist aber davon auszu-

gehen, dass ein erheblicher Teil der 

nach Deutschland einreisenden EU-Bür-

gerinnen und -Bürger zum Zweck der 

Erwerbstätigkeit zuwandert – der SVR 

beziffert diesen Anteil auf ca. 50 Pro-

zent. Vor diesem Hintergrund machte 

die Erwerbsmigration aus dem EU-Aus-

land in den Jahren 2017 bis 2021 etwa 

ein Viertel des Gesamtzuzugs nach 

Deutschland aus. Zugezogene aus der 

Europäischen Union machen damit wei-

terhin den größten Teil der Erwerbsmig-

ration aus – auch wenn die Zuwande-

rung aus der EU in den vergangenen 

Jahren leicht zurückgegangen und auch 

nach der Pandemie kaum wieder ange-

stiegen ist.   

Erwerbsmigration von Drittstaatsangehörigen und EU-Bürgerinnen 
und -Bürgern 2017–2022  
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Berechnung und Darstellung: SVR 

Zuzüge von Drittstaatsangehörigen nach ausgewählten Aufenthalts-

titeln, Aufenthaltsgestattung und Duldung 2017–2022 

 2017 2018 2019 2020 2021 2022 

familiäre Gründe 114.861 97.129 96.633 58.022 84.095 93.960 

Studium 44.567 48.317 46.762 17.083 34.484 60.395 

Sprachkurs, 
Schulbesuch, 

sonstige Ausbil-

dung 

8.768 10.110 10.478 8.173 13.252 k. A. 

Erwerbstätigkeit 60.849 60.838 64.190 29.725 41.100 73.065 

humanitäre 

Gründe 
35.750 25.568 21.014 11.785 25.290 877.425 

EU-Aufenthalts-

recht 
13.266 14.815 15.688 10.909 12.765 15.570 

Duldung 20.442 20.574 20.336 19.572 22.860 31.880 

 

Anmerkung: Für 2021 sind die vormals separat erfassten Werte für 
„Studium“ und „Sprachkurs/Schulbesuch/sonstige Ausbildung“ zu „Bil-
dung“ zusammengefasst. Insgesamt sind aufgrund einer Neukategori-
sierung der Daten ab 2021 die Zahlen vor und nach 2021 nur einge-
schränkt vergleichbar. 

Quelle: AZR, BAMF 2018; 2019; 2020; 2021; 2022; 2023b; BMI/BAMF 
2024; Darstellung: SVR 

https://www.svr-migration.de/oeffentlichkeit/glossar/#Arbeitsmigration
https://www.svr-migration.de/oeffentlichkeit/glossar/#Drittstaatsangehoerige
https://www.svr-migration.de/oeffentlichkeit/glossar/#Aufenthaltstitel
https://www.svr-migration.de/oeffentlichkeit/glossar/#Familiennachzug
https://www.svr-migration.de/oeffentlichkeit/glossar/#Zuwanderung
https://www.svr-migration.de/oeffentlichkeit/glossar/#Zuwanderung
https://www.svr-migration.de/oeffentlichkeit/glossar/#Freizuegigkeit
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Unterbringung von Schutzsuchenden 

Der Anteil der Schutzsuchenden, die in dezentralen Wohneinheiten untergebracht wurden, ist bis 2015 

bundesweit auf einen Tiefstwert von 39 Prozent gesunken. Seitdem liegt er zwischen 44 und 49 Prozent. 

Die Unterbringung wird jedoch regional unterschiedlich geregelt: Überwiegend dezentral waren Schutz-

suchende Ende 2022 in Berlin (82,4 %), dem Saarland (69,2 %), Schleswig-Holstein (65,3 %), Nieder-

sachsen (63,7 %), Rheinland-Pfalz 

(53,8 %) und Thüringen (51,2 %) un-

tergebracht. Andere Bundesländer 

nutzten dagegen verstärkt Gemein-

schaftsunterkünfte, darunter Mecklen-

burg-Vorpommern (62,6 %), Hamburg 

(58,4 %), Hessen (57,8 %), Bremen 

(49,4 %) und Bayern (47,9 %). Zwar 

sind Geflüchtete mit der Zuerkennung 

eines Schutzstatus nicht mehr ver-

pflichtet, in einer kommunalen Einrich-

tung zu leben. Dennoch bleiben viele 

anerkannte Flüchtlinge in den Gemein-

schaftsunterkünften. Das gilt speziell 

in Regionen mit angespanntem Woh-

nungsmarkt, wo es entsprechend 

schwierig ist, auf dem privaten Markt 

eine Wohnung zu finden. 

Für ukrainische Geflüchtete, die einen kollektiven Schutzstatus erhalten haben, gelten andere Rechts-

grundlagen als für Asylbewerberinnen und Asylbewerber. Sie unterliegen damit nicht der Wohnsitzauf-

lage. Sie hatten so von Anfang an die Möglichkeit, privat unterzukommen. Daher hat der Großteil keine 

Kapazitäten des kommunalen Unterbringungssystems beansprucht. Laut einer repräsentativen Umfrage 

lebten im Spätsommer 2022 drei Viertel der ukrainischen Geflüchteten in Privatwohnungen. Lediglich 

9 Prozent von ihnen waren in einer Gemeinschaftsunterkunft untergebracht, dieser Anteil sank Anfang 

2023 auf 8 Prozent. Der Anteil der Personen in sonstigen Unterkünften wie Hotels und Pensionen sank 

von 17 Prozent (2022) auf 13 Prozent (2023). Mit rund 250.000 Menschen, die in kommunalen Einrich-

tungen leben, bedeutet die Fluchtzuwanderung aus der Ukraine für das kommunale Unterbringungssys-

tem dennoch eine zusätzliche Belastung.  

Teilhabe in Bildung, Ausbildung und am Arbeitsmarkt 

Unterschiede in der Beteiligung an Bildungsangeboten von Kindern mit und ohne Zuwanderungsge-

schichte beginnen bereits in der frühen Kindheit und setzen sich über die gesamte Bildungskarriere fort. 

Dies spiegelt sich nicht zuletzt bei den allgemeinbildenden Schulabschlüssen von jungen Erwachsenen 

wider. In den vergangenen fünf Jahren sind die Quoten der (Fach-)Hochschulreife bei den in Deutsch-

land geborenen jungen Erwachsenen mit und ohne Zuwanderungsgeschichte weiter gestiegen: 2022 

konnten 61,2 Prozent der jungen Erwachsenen ohne →Migrationshintergrund und 56,8 Prozent der in 

Deutschland geborenen Personen mit Migrationshintergrund ein Fachabitur oder ein Abitur vorweisen.  

Anmerkung: Angaben zum Stichtag 31.12. In den Zahlen für 2015 ist 
Bremen untererfasst, 2016 Thüringen, 2021 Brandenburg und 2022 Ba-
den-Württemberg und Rheinland-Pfalz. 

Quelle: Statistik der Empfänger von Asylbewerberleistungen, Statisti-
sches Bundesamt 2022; 2023c; 2023d; Darstellung: SVR 
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Deutlich geringer sind die Quoten bei den selbst zugewanderten jungen Erwachsenen, die in Deutsch-

land schulpflichtig waren (37,9 %), und jenen mit Fluchthintergrund (33,3 %). Daneben ist auch be-

sorgniserregend, dass weiterhin vergleichsweise viele der selbst zugewanderten jungen Erwachsenen 

die Schule ohne Abschluss 

verlassen: 12,1 Prozent in 

der ersten Zuwande-

rungsgeneration und so-

gar 26,2 Prozent der Ge-

flüchteten. Diese Quoten 

rühren vermutlich daher, 

dass sehr viele der ge-

flüchteten Personen als 

Jugendliche oder junge 

Erwachsene eingereist 

sind und damit nicht mehr 

schulpflichtig waren oder 

nur wenige Jahre in 

Deutschland die Schule 

besucht haben. Somit ist 

es für sie erheblich 

schwieriger, einen allge-

meinen Schulabschluss zu 

erwerben oder nachzuho-

len.  

Arbeitsmarktintegration 

Trotz zahlreicher Krisen ist die Erwerbsbeteiligung 

relativ stabil geblieben. So waren im Jahr 2022 in 

der Altersgruppe von 25 bis 64 Jahren 72,9 Pro-

zent der selbst Zugewanderten und 81,4 Prozent 

der in Deutschland geborenen Menschen mit Mig-

rationsgeschichte erwerbstätig (Bevölkerung 

ohne Migrationshintergrund: 84,9 %). Im Jahr 

2018 lag die Erwerbstätigenquote bei 72,6 bzw. 

84,8 Prozent (ohne Migrationshintergrund: 

83,8 %). Der krisenbedingte Rückgang der Be-

schäftigung im Jahr 2020 traf die Bevölkerung mit 

Migrationshintergrund mit 2,1 Prozent jedoch 

stärker als diejenige ohne Migrationshintergrund, 

die nur um 0,9 Prozent abnahm. Bei Letzterer 

hatte sie sich zudem schon im Jahr 2021 wieder 

erholt. In der Bevölkerung mit Migrationshinter-

grund insgesamt war sie dagegen auch 2021 noch 

leicht rückläufig. 

Auswertungen zeigen zudem, dass im Jahr 2022 Menschen mit Migrationshintergrund in Berufen, die 

hohe Anforderungen stellen, mit 37 Prozent unterrepräsentiert waren (ohne Migrationshintergrund: 

Allgemeinbildende Schulabschlüsse von jungen Erwachsenen (18–29 Jahre) nach 

Migrationshintergrund 2018 und 2022 

Anmerkung: Personen, die noch eine Schule besuchen, sind in den Analysen nicht berück-
sichtigt. Die Konzeption des Migrationshintergrunds entspricht der Definition des Statisti-
schen Bundesamts. Als „geflüchtet“ werden Jugendliche eingeordnet, wenn beide Eltern 
Flucht/Asyl als Zuwanderungsmotiv angegeben haben. Die Geflüchteten bilden somit eine 
Teilmenge der Bevölkerungsgruppe mit Migrationshintergrund (mit und ohne eigene Migra-
tionserfahrung). Aufgrund von Rundungen können die Gesamtsummen von 100 Prozent ab-
weichen. Werte unter 5 Prozent sind nicht dargestellt. 

Quelle: Statistisches Bundesamt 2023e; Berechnung und Darstellung: SVR 
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Quelle: Statistisches Bundesamt 2019; 2020; 2022a; 2023b; 

2023f; Berechnung und Darstellung: SVR 
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51 %). Im Gegenzug waren sie mit 15 Prozent dreimal so häufig wie Menschen ohne Migrationshinter-

grund (5 %) in Hilfstätigkeiten beschäftigt. Das gilt primär für selbst Zugewanderte; Angehörige der 

zweiten Zuwanderungsgeneration unterscheiden sich in der Verteilung auf anspruchsvolle und geringer 

qualifizierte Tätigkeiten kaum von der Bevölkerung ohne Migrationshintergrund. Der Anteil von Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmern in anspruchsvollen Tätigkeiten ist jedoch sowohl bei den selbst Zuge-

wanderten als auch bei der zweiten Zuwanderungsgeneration gegenüber 2018 leicht gestiegen. Die 

insgesamt etwas ungünstigere Arbeitsmarktsituation der Bevölkerung mit Migrationshintergrund zeigt 

sich auch in ihrer wirtschaftlichen Situation. Die Armutsgefährdungsquote der Bevölkerung ohne Migra-

tionshintergrund betrug im Jahr 2022 12 Prozent; bei der Bevölkerung mit Migrationshintergrund war 

sie mit 28 Prozent mehr als doppelt so hoch. 

Einbürgerungsgeschehen 

Nachdem die Zahl der →Einbürgerungen zwischen 2011 und 2018 relativ konstant geblieben ist (ca. 

110.000 pro Jahr), stieg die Zahl in den letzten fünf Jahren wieder an. 2021 wurden über 131.000 

Ausländerinnen und Ausländer eingebürgert, das ist gegenüber dem Vorjahr ein Anstieg um fast 20 Pro-

zent. 2022 stieg die Zahl der Einbürgerungen gegenüber 2021 um 28 Prozent auf knapp 169.000; das 

ist der höchste Stand seit 2001. 

Über drei Viertel des Anstiegs gehen auf Syrerinnen und Syrer zurück, deren Zahl der Einbürgerungen 

sich innerhalb von zwei Jahren versiebenfacht hat (2020: 6.700; 2022: 48.385). Auch für andere wich-

tige Herkunftsländer von Flüchtlingen wie Irak, Iran und Afghanistan ist die Zahl der Einbürgerungen 

vergleichsweise hoch. Bei ukrainischen Staatsangehörigen hat sie sich gegenüber dem Vorjahr fast ver-

dreifacht (2021: 1.915; 2022: 5.565).  

Weniger als ein Fünftel der eingebürgerten Personen hatten 2022 die →Staatsangehörigkeit eines 

EU-Mitgliedstaats; im Vorjahr war es ein Viertel. Türkinnen und Türken, Deutschlands größte Einwan-

derergruppe, lassen sich bislang vergleichsweise selten einbürgern; ihr ausgeschöpftes Einbürgerungs-

potenzial liegt bei 1,1 Prozent und stagniert seit Jahren auf einem niedrigen Niveau. Ein Grund dafür 
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Anmerkung: *ohne Vereinigtes Königreich. **einschließlich Jugoslawien (bis 2003). 

Quelle: Einbürgerungsstatistik, Statistisches Bundesamt 2023b; Berechnung und Darstellung: SVR 

https://www.svr-migration.de/oeffentlichkeit/glossar/#Einbuergerung
https://www.svr-migration.de/oeffentlichkeit/glossar/#Staatsangehoerigkeit
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ist, dass sie bisher bei der 

Einbürgerung ihre türkische 

Staatsangehörigkeit aufge-

ben mussten. 2024 wurde 

dies im Rahmen der Reform 

des Staatsangehörigkeits-

rechts geändert. →Mehr-

staatigkeit wird nun grund-

sätzlich hingenommen. Im 

europäischen Vergleich liegt 

Deutschland mit einer Ein-

bürgerungsquote von 1,2 

Prozent (2021) weit unter 

dem Durchschnitt aller EU-Mitgliedstaaten (2,2 %). Durch die Absenkung der für eine Einbürgerung 

erforderlichen Aufenthaltszeit auf fünf Jahre im Zuge der Anfang 2024 beschlossenen Reform des 

Staatsangehörigkeitsrechts wird die Zahl der Einbürgerungsberechtigten deutlich steigen; die Herkunfts-

gruppen werden sich verschieben. Ende 2022 erfüllten etwa 6,3 Millionen Ausländerinnen und Ausländer 

die bisher verlangte Aufenthaltsdauer von acht Jahren, bei einer Mindestaufenthaltsdauer von fünf Jah-

ren trifft dies auf 8,9 Millionen Personen zu.  

Einstellungen zu Zuwanderung 

Einstellungen der deutschen Bevölkerung zu Migration 

erweisen sich über die Zeit als relativ stabil bzw. sind 

leicht positiver geworden: Die Gruppe derjenigen, die 

Zuwanderung eher befürworten, ist zwischen 2002 

und 2020 von einem knappen Fünftel auf ein gutes 

Viertel gewachsen. Der Anteil derjenigen mit einer 

migrationsskeptischen Haltung ist mit etwa einem 

Viertel gleichgeblieben. 

Die Datenlage zeigt: Entgegen der öffentlichen Wahr-

nehmung findet innerhalb Deutschlands beim Thema 

Migration keine zunehmende gesellschaftliche Spal-

tung statt. Zwar gibt es affektiv polarisierte Gruppen, 

doch diese bilden lediglich eine Minderheit in der Be-

völkerung. Emotional aufgeladene Konflikte zu Migra-

tion in der Gesellschaft entfachen sich in erster Linie 

in Bezug auf die Steuerung von Migration. Es geht da-

bei etwa um Selektionskriterien für Zuwanderung – 

also die Frage, wer darf bleiben – und die Rechte von 

Migrantinnen und Migranten.  

Dessen ungeachtet ist die Bereitschaft zur Aufnahme 

und Unterstützung bezüglich ukrainischer Kriegsflücht-

linge in der deutschen Bevölkerung weiterhin groß. Die 

Solidarität mit ihnen nahm im Laufe des vergangenen 

Jahres trotz vieler Herausforderungen nur geringfügig 

ab. 

Anmerkung: Die Frage lautete: „Wird Deutschland 
durch Zuwanderer zu einem schlechteren oder besse-
ren Ort zum Leben?“ Genutzt wurde eine elfstufige 
Skala mit den Randausprägungen 0 = „wird zu einem 
schlechteren Ort zum Leben“ bis 10 = „wird zu einem 
besseren Ort zum Leben“. Für die Darstellung wurden 
die Kategorien 0–3 zusammengefasst zu „wird (eher) 
zu einem schlechteren Ort“, 4–6 zu „mittlere Position“ 
und 7–10 zu „wird (eher) zu einem besseren Ort“. Auf-
grund von Rundungen können die Gesamtsummen von 

100 Prozent abweichen. 

Quelle: ESS ERIC 2018a; 2018b; 2023; gewichtete Da-

ten; Berechnung und Darstellung: SVR 
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Anmerkung: Angaben zum Stichtag 31.12. 

Quelle: AZR, Statistisches Bundesamt 2023a; 2023f; Berechnung und Darstellung: SVR 

Einbürgerungspotenzial nach Voraufenthalt (5 und 8 Jahre) 2022 
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In den letzten Jahren festigt sich zunehmend das Bewusstsein, dass Deutschland aufgrund der demo-

grafischen Entwicklung und dem u. a. dadurch bedingten Arbeits- und Fachkräftemangel auf Zuwande-

rung angewiesen ist. Der Anteil derjenigen, die von Zuwanderung einen (eher) positiven Effekt auf die 

Wirtschaft erwarten, ist in den letzten Jahren erheblich gestiegen. Zugleich glaubten 2020 nur noch ca. 

16 Prozent, dass Zuwanderung sich auf die Wirtschaft in Deutschland (eher) negativ auswirkt (gegen-

über rund 23 bzw. 24 % in den Jahren 2002 und 2010). Zudem möchte eine klare Mehrheit der Bevöl-

kerung Menschen nach Deutschland zuwandern lassen, wenn diese einen Arbeitsplatz bzw. ein entspre-

chendes Angebot haben.  

Einstellungen zu Erwerbsmigration aus verschiedenen Regionen 2021 

Unbeschränkte Erwerbsmigration, wie sie die EU-Freizügigkeit erlaubt, wird mehrheitlich, aber nicht 

uneingeschränkt bejaht. Etwa ein Drittel der Menschen in Deutschland befürwortet dies für die osteu-
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